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„Die Wirkung des Urteils in Gewerk-
schaftskreisen war so, als h�tte Mrs. Jus-
tice Gloster eine Katze mitten in einen
Taubenschlag gesetzt.“ Mit diesem Satz
beginnen die Industrial Relations Law
Reports den Bericht �ber eine Entschei-
dung des englischen High Court, deren
Sachverhalt an der n�rdlichen Außen-
grenze der Gemeinschaft spielt. Dort
will die finnische Viking Line eine F�h-
re zwischen Helsinki und Tallinn mit
dem sch�nen Namen „Rosella“ an eine
zu diesem Zweck gegr�ndete estnische
Tochtergesellschaft �bereignen. Der
Grund f�r die Ausflaggung ist simpel:
Die Einnahmen der „Rosella“ k�nnen
die Betriebskosten nicht decken, weil
der Besatzung – anders als bei der estni-
schen Konkurrenz auf derselben Strecke
– finnische Tarifl�hne gezahlt werden
m�ssen.

Als die Viking Line ihre Pl�ne im Okto-
ber 2003 erstmals publik machte, drohte
die Finnische Seeleute-Gewerkschaft
(FSU) – unterst�tzt von der Internationa-
len Transportarbeiter-F�deration ITF –
mit Arbeitskampfmaßnahmen (Streik
und Boykott). Deren erkl�rtes Ziel war
es, Viking zu zwingen, die Ausflag-
gungspl�ne aufzugeben. Am 1. 5. 2004

trat Estland der EU bei. Kurz darauf be-
antragte Viking gegen die beiden Ge-
werkschaften am Londoner Sitz der ITF
eine Unterlassungsverf�gung (injunc-
tion), unter anderem mit der Begr�n-
dung, der angek�n-
digte Arbeitskampf
beschr�nke die Nie-
derlassungsfreiheit
der Viking Line aus
Art. 43 EG. Die Ge-
werkschaften berie-
fen sich demgegen-
�ber auf das Sozial-
kapitel des EG-Ver-
trags. Es nimmt in
Art. 136 EG auf die
sozialen Grundrechte Bezug, die auch
die Koalitionsfreiheit umfassen (Einzel-
heiten bei Blanke, AuR 2006, 1, 4 f.).

In einem ausf�hrlich begr�ndeten Urteil
gab die Richterin der handelsrechtlichen
Abteilung des High Court (die oben im
Zusammenhang der Katze erw�hnte
Frau Gloster) im Juni 2005 dem Antrag
der Viking Line statt: Ein Arbeitskampf
mit dem Ziel, eine Reederei mit Sitz in
der EU an der Ausflaggung eines Schif-
fes in einen anderen Mitgliedstaat zu
hindern, verletze die Niederlassungs-
freiheit des Art. 43 EG und sei deshalb
rechtswidrig. Eine Vorlage an den EuGH
hatte die Richterin erwogen, aber ver-
worfen: Mit einer Vorlage sei stets eine
unerquickliche Verfahrensverz�gerung
verbunden; ernsthafte Zweifel an der
Auslegung und Anwendung des Ge-
meinschaftsrechts best�nden nicht.

Im Berufungsverfahren hob der Court of
Appeal am 3. 11. 2005 die einstweilige
Verf�gung auf, setzte das Hauptsache-
verfahren aus und stellte dem EuGH
zehn Fragen, insbesondere zur Reich-
weite der Niederlassungsfreiheit, zur ho-
rizontalen Wirkung des Art. 43 EG und
zur Rechtfertigung m�glicher Beschr�n-
kungen, insbesondere aus der Koaliti-
onsfreiheit der Gewerkschaften. Der
Court of Appeal macht deutlich, dass
von den Antworten des EuGH der Aus-
gang des Rechtsstreits abh�nge.

Ersetzt man im Sachverhalt die Ausflag-
gung des Schiffes durch die Verlagerung
einer N�rnberger Hausger�teproduktion
(„AEG“), so ist klar, dass auch den deut-
schen Gewerkschaften das weitere
Schicksal der „Rosella“ nicht gleichg�l-
tig sein kann – ist es doch erkl�rtes
Prim�rziel vieler Streiks um sog.
„Sozialtarifvertr�ge“, den Arbeitgeber
zu veranlassen, die unternehmerische
Entscheidung aufzugeben, sich in einem
anderen Mitgliedstaat niederzulassen.
Dass ein solcher Streik direkt und offen
auf eine Behinderung der Niederlas-
sungsfreiheit zielt, kann im Gel-
tungsbereich des EG-Vertrags nicht

zweifelhaft sein.
Auch die horizon-
tale Wirkung die-
ser Marktfreiheit
erscheint nicht als
Problem (ebenso
Blanke, AuR 2006,
1, 4). Dann kon-
zentriert sich die
Vorlageproblema-
tik auf die Frage,
ob die sozialen

Rechte der Arbeitnehmer und ihrer Ge-
werkschaften eine unmittelbare Behin-
derung der Niederlassungsfreiheit recht-
fertigen k�nnen. Wenn sich der Ge-
richtshof nicht mit Formelkompromis-
sen aus der Aff�re zieht, k�nnte sich mit
dem klangvollen Namen „Rosella“ – so
oder so – ein neues Kapitel der Arbeits-
beziehungen in Europa verbinden.
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